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D
er 18. Oktober 2018 ist wohl jener 

Tag in der jüngeren Vergangenheit 

im Vergaberecht, der die größte 

Auswirkung auf die praktische Abwick-

lung von Vergabeverfahren in Österreich 

hatte. An diesem Tag wurde in Österreich 

– mit etwas Verspätung bei der Umset-

zung – für sämtliche öffentliche Auftrag-

geber die Durchführung von Vergabever-

fahren im Oberschwellenbereich in elekt-

ronischer Form verpflichtend. Vorbei wa-

ren damit die Zeiten von in Kuverts 

verschlossenen Angeboten (in doppelter 

Ausfertigung natürlich), von Boten, die in 

letzter Sekunde noch schnell die Tür-

schwelle zur Angebotsabgabe durchschrit-

ten haben, und hochformalistischen Ange-

botsöffnungen mit Publikumsbeteiligung.

Wiewohl die elektronische Vergabe für 

alle Seiten eine Vereinfachung in vielerlei 

Hinsicht gebracht hat, zeigt sich in der 

Praxis auch, dass durch den Wegfall alter 

Fallstricke (z. B. die Verletzung der Rüge-

pflicht bei der Angebotsöffnung) die mög-

lichen (fatalen) Fehlerquellen im Vergabe-

verfahren nicht zwingend weniger gewor-

den sind. Zur Schaffung eines besseren 

Problembewusstseins im Folgenden ein 

Abriss der häufigsten Fehlerquellen, wel-
che sich in der E-Vergabepraxis leider im-

mer wieder ereignen:

Unterlassene Registrierung
An erster Stelle einer jeden Verfahrensbe-

teiligung steht naturgemäß der Bezug der 

Ausschreibungsunterlagen. Diesbezüglich 

regelt das Bundesvergabegesetz, dass Aus-

schreibungsunterlagen „ausschließlich auf 

elektronischem Weg kostenlos, direkt, un-

eingeschränkt und vollständig zur Verfü-

gung zu stellen“ sind. Lange Zeit war strit-

tig, ob diese Kette an Adjektiven so zu ver-

stehen ist, dass eine verpflichtende vorhe-

rige (kostenlose) Registrierung auf der 

Vergabeplattform zum Bezug der Unterla-

gen zulässig ist. Die Überlegung hinter 

dieser Registrierungspflicht ist verständ-

lich, da so Interessenten automatisch über 

Änderungen im Verfahren verständigt 

werden. Ungeachtet dieser legitimen Ziel-

setzung hat das BMJ nunmehr in einem 

Rundschreiben vom 25.7.2023 (GZ 2023-

0.321.850) klargestellt, dass eine Registrie-

rungspflicht nicht zulässig ist. Betroffene 
Plattformbetreiber haben bereits reagiert, 

sodass der Bezug der Unterlagen in Zu-

kunft jedenfalls ohne vorherige Registrie-

rung auf allen einschlägigen Plattformen 

möglich sein wird.

Dessen ungeachtet empfiehlt es sich 
dennoch, eine solche Registrierung durch-

zuführen, da so Situationen vermieden 

werden können, in denen man als Bieter 

wichtige Änderungen schlicht übersieht, 

was in der Praxis immer wieder passiert. 

Übersieht man beispielsweise Änderun-

gen an Formblättern oder dem Preisblatt, 

kann die Abgabe einer veralteten Version 

zum zwingenden Ausscheiden aus dem 

Vergabeverfahren führen (weil z. B. neue 

Preisbestandteile fehlen).

Empfangsbereite E-Mail-Adresse  
hinterlegen
Im Zusammenhang mit der Registrierung 

ist es zudem wichtig, dass eine stets emp-

fangsbereite E-Mail-Adresse für Verständi-

gungen hinterlegt wird. In der Vergabe-

praxis zeigt sich immer wieder, dass die 

persönlichen E-Mail-Adressen von einzel-

nen Ansprechpersonen hinterlegt werden, 

wo Verständigungen aus diversen Grün-

den nicht ordnungsgemäß zugestellt wer-

den können (Person ist auf Urlaub, aus 

dem Unternehmen ausgeschieden o. ä.). 

Das Risiko zum Empfang einer ordnungs-

gemäß abgesendeten Verständigung liegt 

in der Sphäre des Bieters. Wird also bei-

spielsweise aufgrund der Hinterlegung ei-

ner unbrauchbaren E-Mail-Adresse eine 

Aufklärungsfrist verpasst, ist dies das al-

leinige Risiko des jeweiligen Bieters.

Zur Vermeidung von solchen Situatio-

nen empfiehlt es sich daher, E-Mail-Ver-
teiler als Zustelladressen auf Vergabe-

plattformen zu hinterlegen (klassischer 

Anwendungsfall sind die „office@“-Adres-

sen). Dadurch kann sichergestellt werden, 

dass Verständigungen auch empfangen 

werden können, wenn eine Person – aus 

welchem Grund auch immer – nicht ver-

fügbar sein sollte.

Rechtzeitige Abgabevorbereitung
Angebotsfristen erscheinen mit Bezug der 

Ausschreibungsunterlagen meist noch in 

weiter Ferne, sodass die Organisation der 

erforderlichen Unterlagen und vor allem 

ein Vertrautmachen mit der Funktionswei-

se der Plattform aufgeschoben wird. Oft-

mals kommt es dann zu Situationen, in de-

nen sich das Fristende für die Abgabe mit 

großen Schritten nähert und dadurch eine 

wohl vorbereitete Angebotsabgabe gefähr-

det wird. In solchen Situationen passieren 

dann selbst erfahrenen Bietern immer wie-

der Fehler, die unerfreuliche Folgen haben 

Fünf Jahre verpflichtende  
E-Vergabe – eine  
Bestandsaufnahme
VERGABERECHT. Unser Rechtsexperte erklärt anhand der Erfahrungen der täglichen 
Vergabepraxis, worauf Bieter bei der E-Vergabe besonders achten müssen.
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können. Wesentliche Dokumente werden 

dem Angebot beizufügen vergessen, die 

zur elektronischen Unterfertigung des An-

gebots bevollmächtigte Person ist nicht 

verfügbar oder es kommt beim Abgabepro-

zess zu technischen Schwierigkeiten, die 

zum Versäumen der Abgabefrist führen. 

Derartige technische Probleme gehen fast 

immer zu Lasten der Bieter, denn sie wer-

den in der Regel nicht durch die Vergabe-

plattform verursacht, sondern liegen in der 

Sphäre der IT des Bieters.

Um derartige Probleme bei der Ange-

botsabgabe zu vermeiden, empfiehlt es 
sich, den Abgabeprozess frühzeitig zu star-

ten und das Angebot/den Teilnahmean-

trag idealerweise bereits am Tag vor Frist- 

ende abzugeben. Auf diese Weise kann bei 

technischen Problemen noch gegengesteu-

ert werden (z. B. auch durch Ersuchen um 

Fristerstreckung). Hingegen kann eine ein-

mal abgelaufene Frist rechtlich und tech-

nisch nicht mehr verlängert werden.

Prüfung von Abgabefristen
In der Praxis kommt es leider immer wie-

der vor, dass sich hinsichtlich der Abgabe-

frist unterschiedliche Angaben in einer 

Ausschreibung finden. Wie ein aktuelles 
Nachprüfungsverfahren vor dem Verwal-

tungsgericht Wien gezeigt hat, darf sich ein 

Bieter nicht auf Angaben in den Ausschrei-

bungsunterlagen verlassen. Der präsumti-

ve Zuschlagsempfänger hat in diesem Ver-

fahren darauf vertraut, dass die Abgabefrist 

um 14:00 Uhr endet, wie dies in den Ange-

botsbestimmungen auch explizit ange-

führt war. In der Bekanntmachung wurde 

vom Auftraggeber jedoch 10:00 Uhr als 

Fristende angegeben und diese Frist von 

der Vergabeplattform auch automatisch als 

Ende übernommen. Als der Unternehmer 

sodann um 12:00 Uhr mit dem Abgabepro-

zess beginnen wollte, war die Abgabe über 

die Plattform technisch nicht mehr mög-

lich. Um dennoch ein Angebot abzugeben, 

wurde dieses – in Abstimmung mit dem 

Auftraggeber – per E-Mail noch vor 14:00 

Uhr übermittelt. Dies hatte allerdings zur 

Folge, dass das Angebot nicht entspre-

chend den Vorgaben der Ausschreibung 

abgegeben wurde und zudem nicht elekt-

ronisch signiert war; in anderen Worten 

war das Angebot ausschreibungswidrig. 

Der Antragsteller im Nachprüfungsverfah-

ren wusste von dieser Unzulässigkeit der 

Abgabe naturgemäß nichts, doch hinderte 

dies das Gericht nicht, den Ausscheidens-

grund im Zuge der amtswegigen Prüfung 

des Vergabeaktes aufzugreifen. Zwar hat 

das Gericht in diesem Zusammenhang ex-

plizit ausgeführt, dass dem präsumtiven 

Zuschlagsempfänger in diesem Zusammen-

hang kein Vorwurf zu machen ist, doch 

würde es darauf gar nicht ankommen, da 

für ein ausschreibungswidriges Angebot 

keine Vorwerfbarkeit erforderlich ist.

Aus der Sicht von Bietern empfiehlt es 
sich daher immer, die Abgabefrist auf der 

Vergabeplattform zu prüfen und diese als 

für die Abgabe maßgeblich anzusehen. 

Bei Widersprüchen sollte zudem der Auf-

traggeber informiert werden.

Vermeidung von ZIP-Dateien
So praktisch die Verwendung von ZIP-Da-

teien oder vergleichbaren Datencontai-

nern bei der Angebotsabgabe sein mag 

(schließlich müssen nicht sämtliche Abga-

bedokumente einzeln hochgeladen wer-

den), birgt diese praktische Lösung auch 

immer eine vergaberechtliche Gefahr in 

sich. ZIP-Container komprimieren in der 

Regel alle Dateien, welche zum Datencon-

tainer hinzugefügt werden. Diese Kom-

pression hat den Vorteil, dass sich die Da-

tenmenge dadurch reduzieren lässt, doch 

werden dabei auch die Ausgangsdaten ver-

ändert. Gefährlich ist das insofern, als es 

beim Kompressionsprozess zu einer Be-

schädigung der Ausgangsdatei kommen 

kann, was die Datei für den Auftraggeber 

unlesbar macht (sofern sie sich überhaupt 

entpacken lässt). Auch wenn damit nicht 

zwingend ein Ausscheiden vom Vergabe-

verfahren verbunden sein muss (z. B. wenn 

nur Eignungsnachweise betroffen sein soll-

ten), kann dies dazu führen, dass bewer-

tungsrelevante Informationen vom Auf-

traggeber nicht gelesen werden können. 

Für diese Informationen ist eine Aufklä-

rung jedenfalls unzulässig, da sich dadurch 

die Wettbewerbsstellung des betroffenen 

Bieters unzweifelhaft verbessern würde.

Zur Vermeidung dieses Risikos emp-

fiehlt sich daher stets die Verwendung 
von nicht komprimierten Dateiformaten 

(z. B. PDF). //

Dominik König ist Rechtsanwalt mit jahrelan-

ger Erfahrung im Vergaberecht und seit 2017 

Mitglied der Praxisgruppe Vergaberecht von 
Wolf Theiss. Er betreut regelmäßig Vergabever-
fahren betreffend die Beschaffung von Baulei-
stungen und baunahen Dienstleistungen so-

wohl auf Auftraggeber- als auch auf Bieterseite 
und vertritt in Vergabekontrollverfahren.

// Um allenfalls wesentliche Berichti-

gungen an Ausschreibungsunterla-

gen nicht zu verpassen, empfiehlt 
sich eine Registrierung auf der je-
weiligen Vergabeplattform, bevor 

Unterlagen bezogen werden.

// Zur Übung der Angebotsabgabe  

bieten viele Plattformbetreiber eine 

Testumgebung an, wo sämtliche 

Abgabeschritte bis hin zur elektro-

nischen Unterfertigung gefahrlos  

simuliert werden können.

// Zur Vermeidung, dass E-Mail-Be-

nachrichtigungen über wesentliche 

Ereignisse auf der Vergabeplattform 

nicht oder verspätet zugestellt wer-

den, sollten auf Vergabeplattformen 

idealerweise E-Mail-Verteiler als 
Zustelladressen hinterlegt werden 

und keine persönlichen E-Mail-

Adressen.

// Verlassen Sie sich nicht auf Anga-

ben zum Fristende in den Ausschrei-

bungsunterlagen, da auf der Verga-

beplattform unter Umständen ein 

anderes, früheres Fristende hinter-

legt sein könnte. Für die Abgabe ist 
ausschließlich die auf der Plattform 
hinterlegte Frist maßgeblich.

// Angebote/Teilnahmeanträge sollten 

stets so früh wie möglich (idealer-

weise ein Tag vor Fristende) abge-

geben werden, um etwaige tech-

nische Probleme bei der Abgabe 

noch beheben zu können.

// ZIP-Dateien können bei der Kompri-

mierung beschädigt werden und 

sind dann für den Auftraggeber u.U. 

unlesbar. Zur Vermeidung dieses Ri-

sikos empfiehlt sich die Verwen-
dung von PDF-Dokumenten.

Praxistipps


